„Die Wiedergeburt Europas“

Von den Geburtswehen eines emanzipierten Europas und seinen Beziehungen zur „einsamen Supermacht“

Eine Nachlese der Schlaininger Sommerakademie 2004

Von Thomas Roithner

Unter dem Eindruck des Irak-Krieges erarbeiteten Jürgen Habermas und Jacques Derrida einen vieldiskutierten Beitrag unter dem Titel „Unsere Erneuerung. Nach dem Krieg: Die Wiedergeburt Europas“.
 In diesem Papier konstatierten die beiden Philosophen aufgrund der weltweiten Proteste am 15.2.2003 „die Geburt einer europäischen Öffentlichkeit“. Die Debatte um die völkerrechtswidrige Kriegspolitik unter George W. Bush, die Auswirkungen auf die transatlantischen Beziehungen und die Strategien für Europa prägten die 21. Internationale Sommerakademie des Friedenszentrums Schlaining.

Von 4. – 10. Juli 2004 kamen knappe 250 TeilnehmerInnen – so viele wie noch nie zu Schlaininger Friedenssymposien – ins südliche Burgenland, um in Vorträgen, Workshops und Diskussionsrunden die „Geburtswehen eines emanzipierten Europas und seine Beziehungen zur einsamen Supermacht“ zu diskutieren. Das stark durch junge Gesichter geprägte Publikum setzte sich aus unterschiedlichsten politischen, wissenschaftlichen, bildungspolitischen, militärischen, religiösen, gewerkschaftlichen und entwicklungspolitischen Kreisen zusammen. Selten zuvor waren derart viele unorganisierte in Ausbildung stehende Menschen gekommen, um sich an der Akademie zu beteiligen. Die Schlaininger Sommerakademie wurde im Laufe der letzten Jahre zur größten regelmäßig stattfindenden Friedensveranstaltung Österreichs, die auch TV, Radio und Zeitungen als Informationsquelle für den Stand der Forschung und politischen Debatte zur Berichterstattung heranziehen.

Gerald Mader, Präsident des Friedenszentrums Schlaining, führte bei seiner Begrüßung aus, dass sowohl für das neue Forschungsprojekt des ÖSFK über die Visionen einer europäischen Friedenspolitik als auch für die Sommerakademie von einem breiten Friedensbegriff ausgegangen wird. Dieser schließt auch die Zähmung des Kapitalismus und die Auseinandersetzung mit dem Neoliberalismus ein, auch wenn die politischen Eliten der EU dieses Konzept nur mit einem demokratischen Druck der BürgerInnen zu hinterfragen beginnen. Zu den transatlantischen Beziehungen bemerkte Mader, dass die EU die Rolle einer militärisch selbstbeschränkten Macht und nicht einer Gegenmacht zu den USA einnehmen sollte. Der Landtagsabgeordnete Ewald Ritter betonte die besondere Rolle der Arbeit des ÖSFK als Grundlage für eine alternative europäische Außenpolitik.

Emanzipation aus welchem Geiste?

Der Festredner Ekkehart Krippendorff
 (Freie Universität Berlin) erarbeitete auf der Suche nach dem Geist der Wiedergeburt Europas die mythologischen Zusammenhänge. „Es scheint“, so Krippendorff „als stünde am Anfang der mythischen Geschichte Europas die Geburt einer Zivilisation aus dem Geiste des Friedens“ und „dass hier der Versuch gemacht wurde, eine nicht-kriegerische Kultur zu stiften, eine reale Alternative zu den kämpferischen griechischen Stämmen“. „Europa ist ein Produkt der künstlerischen Phantasie, des ‚Geistes’ (...) und nicht der Geographie, der Ökonomie und der Eroberungskriege, wenngleich die gewissermaßen die ‚Basis’ bilden“. Die Verweise der Mythologie führen zur Entdeckung von Bausteinen des kulturellen Selbstverständnisses. Der Historiker und gescheiterte Politiker Thukydides hingegen reduzierte Prozesse auf machtpolitische Parameter. Sein nüchterner Blick wurde zur hegemonialen Weltsicht von Geschichts-, Sozial- und Politikwissenschaft. Die schärfste Kritik am EU-Verfassungsprojekt und der „militärischen Großmacht Europa“ ist die Tatsachenfeststellung, dass erstmals militärische Aufrüstung Verfassungsrang erhalten soll. Die offensichtlich nicht empörte Öffentlichkeit – informiert und ausgebildet in einer langen Geschichte ‚realpolitischen’ Denkens – „ist ja gewissermaßen stolz darauf, den vermeintlichen Tatsachen der Politik nüchtern ‚thukydideisch’ ins Auge schauen zu können. Kriterien der Urteilsbildung jenseits der Kategorie ‚Kompetenz im Machtmanagement’ haben sie nicht.“ Will ein neues Europa also zurück an einen Punkt, an dem es an die eigene gewaltfreie Tradition anknüpfen will, muss es als kulturelles Europa wiederentstehen, sodass die europäische Hymne „Freude schöner Götterfunken“ verdient umgedichtet werden könnte in „Friede schöner Götterfunken“.

Emanzipation Europas und die „einsame Weltmacht“

Dolores Bauer
 (freie Journalistin) stellt unter der Moderation von Thomas Roithner (ÖSFK) die Frage, woher das kommt, was wir heute „Europa“ nennen. Die ersten Kulturpflanzen, die Kulturtechniken und der Pflug kamen aus der Hochkultur des „fruchtbaren Halbmondes“, welche heute als „Schurkenstaat“ in Trümmer gebombt wurde (Irak) oder im Fadenkreuz der US-Außenpolitik steht (Syrien). Es waren auch die „hoch entwickelten Europäer“, die im Weltkrieg 6 Millionen Menschen das Leben nahmen. „Und heute regen sie sich über die Schlächtereien in Ruanda auf, entrüsten sich moralisch, obgleich sie doch wissen sollten, dass der Dritte Weltkrieg gegen die Mehrheitsbevölkerung der Welt längst im Gange ist und mit Millionen Toten jedes Jahr, an dem wir alle mehr oder weniger ungerührt vorbeischauen.“ Kirchen und Basisgruppen sollen sich aktiv am Kampf für eine gerechtere Welt und ein gerechteres Europa beteiligen. Die Gleichstellung von Mann und Frau muss verwirklicht werden und eine aktive Zivilgesellschaft muss am politischen Geschehen teilnehmen, denn in ihr liegt der „Samen für eine lebbare Zukunft“. Über eine solche Veränderung wird es gelingen den Begriff Europa wieder positiv zu konnotieren und der Bevölkerung wird es möglich werden, ein Gefühl der Identifikation zu entwickeln, welches das Umsetzen eigener Friedensvorstellungen ermöglicht.

Otfried Nassauer
 (Berliner Informationszentrum für transatlantische Sicherheit, BITS) beschreibt in seinem Referat „Auf dem Weg zu einer neuen Weltordnung. Amerikanische Antworten und Europäische Antwortversuche“ das Verhältnis der militarisierten EU zu den USA sowie die Konturen einer EU-Sicherheitspolitik aus einem Guss. Die Schaffung einer Europäischen Sicherheitsstrategie (Javier Solana: „Ein sicheres Europa in einer besseren Welt“) orientierte sich auch an der von den USA präferierten militärischen Seite der Sicherheitspolitik. Die EU-Analyse – Bedrohung durch Terrorismus, Massenvernichtungswaffen, failed states – folgt (wenn auch mit leicht unterschiedlichen Gewichtungen) der Tonlage Washingtons. Eine Konzeption für Voraussetzungen, Ziel und Charakter von EU-Militärinterventionen fehlt. Von Seiten der US-Administration stellt Nassauer eine „aktive Deregulierung der internationalen Beziehungen“ fest. Dies drückt sich in der Entrechtlichung (ABM-Vertrag, Strafgerichtshof), einer Renationalisierung der internationalen Beziehungen (von der UNO zu den USA), einer Devaluierung internationaler Organisationen (NATO, UNO), einer „Bündnispolitik à la carte“ („coalition of the willing“), einer Ausweitung der als legitim erachteten Interventionsgründe und in der Erweiterung der Umstände von Kriegen (Prävention und Präemption). Die Stärken der EU sieht Nassauer im zivilen Bereich – den sozialen, politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Interventionen. Dass diese Stärken ausgespielt werden können, muss sich Europa frühzeitig in Krisen engagieren, muss Zukunftsrisiken benennen und Wege zur Konfliktlösung vorschlagen. Europas entwicklungspolitische Transferleistungen sind für Nassauer zweifelsohne Beiträge zur Sicherheit. Europas müssen aber auch glaubwürdige militärische Ressourcen als „letztes Mittel“ zur Verfügung stehen.

EU-Verfassung und Sicherheitsstrategie

Werner Ruf
 – Friedensforscher der Universität Kassel – trug unter der Moderation von Wolfgang Machreich (Die Furche) zum Thema „Die Finalität Europas – Ende des Traums von der Zivilmacht?“ vor. Ruf kritisierte die Militarisierung als Verfassungsziel (Aufrüstungsverpflichtung, globaler Interventionismus, Amt für Rüstung, „coaltions of the willing“ in der EU) und die damit im Zusammenhang stehende mangelnde demokratische Kontrolle. Die EU stellt die UN-Charta auf dem Kopf: Nicht die EU, sondern allein der UN-Sicherheitsrat muss über militärisches Engagement in Krisenfällen entscheiden. „Die Unterstellung der europäischen Streitkräfte unter eine Kommando der Vereinten Nationen“ wäre eine Maßnahme zur Unterstützung des Völkerrechts, so Ruf bei einem am Rande der Akademie mit der „Presse“ geführten Interviews.
 Wie die Nationale Sicherheitsstrategie der USA trägt auch die EU-Strategie „eher zur Demontage des UN-Systems bei statt dies zu stärken.“ Verblüffend ist für Ruf, dass Schöder und Chriac – beide Förderer der neoliberalen Deregulierung – bei der Herausbildung einer EU-Rüstungsindustrie nun plötzlich zu staatlichen Steuerungsinstrumenten greifen. Diesem Umstand sind u.a. auch die Konflikte zwischen den USA und einem Teil „Kerneuropas“ im Zuge des Irak-Krieges geschuldet. Im Gegensatz zur Mehrheit der politischen und militärischen Eliten sieht Ruf den Einsatz von Gewalt skeptisch: „Die Glaubwürdigkeit solcher Zivilmachtspolitik setzt aber den Verzicht auf den militärischen ‚big stick’ voraus.“

Corinna Hauswedell
 (Internationales Konversionszentrum Bonn, BICC) sprach über „Die Entwicklung der europäischen Sicherheitspolitik im Lichte der Verfassung und der EU-Sicherheitsdoktrin“. Die Friedensforscherin ortet in der Analyse von Bedrohungsszenarien von Solanas Sicherheitsstrategie „Ein sicheres Europa in einer besseren Welt“ starke Übereinstimmungen zwischen dem europäischen und dem US-amerikanischen Ansatz. Der im Papier enthaltene Sicherheitsbegriff sei nur unzureichend definiert. Darüber hinaus kreidet sie die Auswahl der Mittel zur Behandlung von Krisen- und Konfliktsituationen an, die sich letztendlich stark auf militärische Mittel konzentriert, und weist auf den Umstand hin, dass Abrüstung in der Solana-Strategie keinen Platz findet. „Weder im EU-Strategiepapier noch in der vorgesehenen EU-Verfassung werden allerdings Interventionen ohne UN-Mandat ausgeschlossen. Und obwohl der Einsatz ziviler Mittel konzeptionell hoch gehalten wird, sucht man vergebens eine Formulierung, dass der Einsatz militärischer Mittel nur der ultima ratio unlösbarer Gewaltkonflikte entspringen kann.“ Als unumgänglich erachtet Hauswedell die Entwicklung einer eigenständigen, von den USA unbeeinflussten, europäischen Sicherheitspolitik die nicht auf die Etablierung der EU als „zweite Weltpolizei“ abzielt. Europas Wiedergeburt muss im Bewusstsein der eigenen Stärken und vor allem ohne Scheuklappen, die nur den Blick auf ein Europa als militärische Union zulassen, geschehen.

Transatlantischer Streit um die globale Vormachtstellung

Jürgen Rose
 (Oberstleutnant der Bundeswehr) führt in seinen persönlichen Auffassungen aus, dass „es im existentiellen Interesse Europas liegt, eine tragfähige sicherheitspolitische Alternative gegen diese Form von Amok-Politik zu entwickeln“. Die NATO ist heute „ein politisches Gremium zur Legitimationsbeschaffung für die von der Vormacht angezettelten globalen Kriege“. Alternative Denkansätze sieht Oberstleutnant Rose in ökonomischen Wegen. „Gelänge es der EU, mittels adäquater Wirtschafts- und Handelsstrategien das nach dem Nahostkrieg von 1973 etablierte Petrodollar-Kartell der USA aufzusprengen, wäre der Anfang vom Ende des Imperium Americanum eingeläutet (...) In dem Maße, wie es gelingt, die ausbeuterischen und parasitären Strukturen einer gemäß US-Muster globalisierten Weltwirtschaft, die einseitig zum Vorteil der USA funktioniert, zu verändern, wird die Fähigkeit der USA zur globalen militärischen Machtentfaltung dahinschwinden wie Schnee in der Sonne.“ Zu den militärischen EU-Ambitionen bemerkt Rose: „Der Königsweg der Unabhängigkeit kann mitnichten darin bestehen, dass die EU ihrerseits den Status und die Potenz einer globalen Militärmacht anstrebt, sondern vielmehr im klugen Gebrauch von Diplomatie und wirtschaftlicher Stärke“. Gewaltanwendung der EU darf nur auf Grundlage eines Beschlusses des UN-Sicherheitsrates oder der OSZE bzw. im Rahmen der Selbstverteidigung erfolgen. Hinsichtlich des Terrorismus schlägt Rose vor, dass die EU Abstand zu den neokonservativen „Crazies“ halten soll, um nicht ins Fadenkreuz von Terroristen zu geraten. Die Öffentlichkeit scheint gut beraten, die EU-Sicherheitspolitik „ständig kritisch, fast möchte man sagen: misstrauisch zu begleiten.“

Claudia Haydt
 (Informationsstelle Militarisierung) führt unter der Moderation von Veronika Gasser (Wiener Zeitung) ihre Überlegungen zu „Kooperative Sicherheit oder /und globale Hegemonie?“ aus. Haydt legt dar, dass es eine Fiktion sei, von einer „Zivilmacht Europa“ zu sprechen. Gerade der Entwurf zur EU-Verfassung und die Sicherheitsstrategie der EU zeigen, dass zivile Vokabel noch kein ziviles Konzept sind. Dabei beruft sie sich auf Robert Cooper, führend im MitarbeiterInnenstab von Javier Solana, der meint: „Illusionen geben sich jene hin, die von Deutschland oder Europa als einer ‚zivilen Macht’ sprechen“. Die EU liefert militärpolitisch die Peitsche zum Zuckerbrot. Die Motoren für die Militarisierung der EU sind Deutschland und Frankreich, wobei der Irak-Krieg die Bemühungen um den Aufbau der EU-battle-groups und der 60 000 Mann starken Interventionstruppe nicht geschmälert hat. Haydt führt hinsichtlich der transatlantischen Beziehungen aus, dass die EU ein Gegengewicht zur USA sein soll und eine Kopie des US-Modells abzulehnen ist. Trotz der vielen gleichen Interessen sieht Haydt in der Handels- und Rüstungspolitik zunehmend mehr Konkurrenzsituationen, die auch auf die Konkurrenz von US-Dollar und Euro zurückzuführen ist. Sicherheitspolitisch prognostiziert die Tübinger Friedensforscherin, dass ein Konflikt zwischen den USA und der EU ohne die Rücknahme wichtiger Teile der EU-Militarisierung unausweichlich ist.
Strukturen gegen militärische Globalisierung

Unter der Moderation von Cornelia Krebs (ORF) stellt Sepp Wall-Strasser (ÖGB und ATTAC) seine Ausführungen zur globalisierungskritischen Bewegung und den Gewerkschaften im Engagement gegen Sozialabbau und Militarisierung zur Diskussion. Die Gewerkschaften seien – so Wall-Strasser – leider zu wenig gegen Militarisierung aktiv. Es zeigt sich, dass sich die internationale Politik dahin entwickelt, dass Krieg wieder Mittel der Politik wird. Wall-Strasser sieht im Abbau der sozialen Rechte eine Gefahr für den Weltfrieden. Die radikale Marktwirtschaft und der Kapitalismus pur sind eine neue Form des totalitären Denkens, welches bei den sozialen Bewegungen auf Widerstand stößt. Die Änderung der Wirtschaftspolitik ist auch eine wichtige Frage der Sicherheitspolitik. Die Politik des Casinokapitalismus bewirke eine Zusammenarbeit zivilgesellschaftlicher Netzwerke, zu der auch die Gewerkschaften und die Friedensbewegung gehört. In Österreich, aber besonders in den osteuropäischen Staaten ist zu erkennen, dass die Reichen reicher und die Armen ärmer werden. Wall-Strasser schlägt die demokratische Kontrolle der Finanzmärkte und ein gerechtes System der Umverteilungsmaßnahmen vor.

David Krieger
 von der Nuclear Age Peace Foundation (Santa Barbara, USA) berichtet von der US-Friedensbewegung in Zeiten des von der Regierung Bush erklärten “Krieges gegen den Terror”. Krieger konzentriert sich dabei stark auf die Frage der nuklearen Abrüstung. Er thematisiert den Nichtweiterverbreitungsvertrag (NPT) von Kernwaffen, die „Nuclear Posture Review“, die Nationale US-Sicherheitsstrategie, die Frage der Mini-Atomwaffen und die US-Ausgaben für Atomwaffen von 6,6 Mrd. US$ im Jahre 2005. Zu obigen Dokumenten gehört auch die nukleare Drohung der USA gegenüber Staaten, die über keine Atomwaffen verfügen. Krieger betont die staatlichen und zivilgesellschaftlichen Möglichkeiten, gegen Atomwaffen aktiv zu werden. Er erwähnt dabei die Middle Powers Initiative
 – 8 NGOs, die eine Staatengruppe (New Agenda Coalition) die im Rahmen der UNO für nukleare Abrüstung aktiv ist, unterstützen – sowie die Mayors for Peace
, eine Initiative von BürgermeisterInnen gegen Atomwaffen. 

Zukunft des Multilateralismus

Hans-Joachim Heintze
 (Universität Bochum) sprach über die Herausforderungen für die UNO in Zeiten des „permanenten Krieges“. Heintze betonte angesichts des unilateralen Vorgehens der USA die Bedeutung des Multilateralismus. Die UNO ist doppelt universell, weil fast alle Staaten Mitglieder sind und weil alle Themen auf die Tagesordnung gesetzt werden können. Die globalen Herausforderungen sind zu komplex, um diese unilateral zu lösen. Der Bochumer Völkerrechtler merkt an, dass die Größe der UNO und die unterschiedlichsten Interessen der Mitgliedstaaten die Beschlussfassungen erschwert. Für Fragen des internationalen Friedens ist der Sicherheitsrat mit seinen 5 ständigen Mitgliedern (China, GB, Frankreich, Russland, USA) zuständig. Das Vetorecht und die Reform dieses Gremiums beschäftigte die Staatenwelt bereits vor 1989. Die Unterwerfung der USA unter den Sicherheitsrat – bzw. das Mitwirken an der Einstimmigkeit – bedeutet für die USA den Verlust an nationaler Souveränität. Dies betrifft Fragen der ABC-Waffen-Abrüstung, den ABM-Vertrag, den Strafgerichtshof, das Verbot des Angriffskrieges u.v.a. Das Beispiel Irak zeigt gegenwärtig Tag für Tag, dass ein unilaterales Vorgehen wenig Erfolg bringt. Die Lösung wäre für die USA die Rückkehr in die Staatengemeinschaft. 

Norman Paech
 (Universität Hamburg) sprach über „Die Neugeburt der NATO – Von der Verteidigung zur Weltordnung“. Seine These lautet: „Man kann heute sagen, der Jugoslawien-Krieg ist das Modell der neuen Weltordnung. Ohne UNO, aber mit NATO und den USA.“ Der Hamburger Völkerrechtler arbeitet jene Einsatzszenarien der NATO heraus, die mit dem Artikel 5 – der Bündnisverteidigung – nicht mehr zu tun haben: „Zielsetzung der NATO-Strategie und der Eingriffsselbstermächtigung sind ethnische und religiöse Rivalitäten, Gebietsstreitigkeiten, unzureichende oder fehlgeschlagene Reformbemühungen.“ Weiters führt Paech „Akte des Terrorismus, der Sabotage und des organisierten Verbrechens sowie der Unterbrechung der Zufuhr lebenswichtiger Ressourcen aber auch die unkontrollierte Bewegung einer großen Zahl von Menschen“ als Grundlagen für NATO-Interventionen an. Spätestens 1999 hatte sich die NATO von der UNO-Charta und den „alten Fesseln der Verteidigung hin zum weltweit operierenden Kriseninterventions- und Ressourcensicherungsinstrumentarium“ entwickelt. Zum Verhältnis der NATO zur EU-Inteventionstruppe bemerkt der Völkerrechtler, sie „stechen sich nicht aus, sondern sind komplementär“. Heute sieht Paech nicht die Abschaffung der NATO, sondern deren „Zivilisierung“ als Aufgabe für die Friedensbewegung. 

Sicherheitspolitik für Europa

Ernst-Otto Czempiel
 (Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung, HSFK) betonte in seinem Schlussvortrag unter der Moderation von Gudrun Harrer (Der Standard)
, dass die EU ein Regionalstaat im Werden ist, der aber seinen Hauptakzent an der inneren Integrations- und Befriedungsleistung hat. Die USA sind gegen die Emanzipation der EU. Czempiel fügt hinzu: „In der Geschichte hat nichts so viele Krieg erzeugt, wie der Versuch eines Staates oder einer Staatengruppe die Machtposition eines anderen Staates oder einer anderen Staatengruppe zu verringern. Früher wurde dergleichen Hegemonialkrieg genannt.“ Der Frankfurter Friedensforscher weiter: „Und wenn man nicht davon ausgehen muss, dass es im atlantischen Verhältnis einen Krieg geben wird, so wird es doch eine Auseinandersetzung bis kurz vor dem Messer geben. Sie können sicher sein, dass sowohl die USA jeden Zentimeter ihrer Machtfülle verteidigen werden, wie andererseits die Europäer versuchen werden, immer mehr Zentimeter der Machtverteilung im atlantischen Verhältnis zu gewinnen“. Czempiel schlägt vor, dass die EU nicht Gegengewicht, sondern in arbeitsteiliger Kooperation gleichberechtigter Partner der USA werden soll. Die diesbezüglichen Entscheidungen müssen aber in Europa gefasst werden. „Die NATO“, so der Friedensforscher „ist eine außerordentlich starke Klammer, die die Europäer zu Politiken verleitet, die sie als EU abgelehnt hat.“ Eine der EU-Sicherheitsstrategien wäre das Engagement gegen Armut. Die EU gibt jährlich ca. 160 Mrd. US$ für Rüstung aus. Kofi Annan hat würde hingegen 50 Mrd. US$ zur Armutsbeseitigung brauchen. „Die EU“, so Czempiel „ist für diesen Zustand der Weltarmut mindest zur Hälfte alleine zuständig“ und rechnet weiter: „Wenn die EU jede Kuh mit 2 US$ täglich subventioniert, die Afrikaner südlich der Sahara nur 1 US$ täglich zur Verfügung haben, dann ist hier ganz deutlich zu sehen, wie die Agrarinteressen Europas direkt zur Armut Afrikas beitragen.“ Die Neutralität steht für Gewaltverzicht. Neutralität ist „ein wichtiger Bestandteil einer modernen Sicherheitspolitik“ und gerade deshalb sollen die Neutralen ihre Einwände gegen die Militarisierung der EU und die Sicherheitsstrategie vorbringen.

Zeitreise durch die Friedensgeschichtsschreibung

Karlheinz Koppe
 – ehemaliger Präsident der International Peace Research Association – nahm die TeilnehmerInnen der Akademie unter dem Titel „Ungehörte Friedensrufe und warum sie ungehört blieben“ mit auf eine Zeitreise durch die Friedensgeschichtsschreibung. Die Geschichtsschreibung in unseren Schulbüchern wird in erster Linie als eine Abfolge von Herrschaftskonflikten und Kriegen vermittelt. Über Friedenszeiten, die für die Entwicklung von Zivilisationen von entscheidender Bedeutung waren, wird in der Regel hinweggegangen. Koppe führte in die Welt der FriedensdenkerInnen ein und nannte dabei Hammurabi von Babylon, Siddharta Gautama, Heraklit, Platon, Augustinus, Franz von Assisi, Erasmus von Rotterdam, Thomas Hobbes, Immanuel Kant, Bertha von Suttner, Mahatma Gandhi u.v.a.

Anti-Amerikanismus-Debatte

Unter der Moderation von Wolfgang Machreich
 (Die Furche) stand die Debatte um den Anti-Amerikanismus in Österreich im Mittelpunkt einer Podiumsdiskussion. Peter Gerlich (Universität Wien), Gudrun Harrer (Der Standard), Peter Pilz (Autor und Abgeordneter), Doron Rabinovici (Schriftsteller) und Erich Reiter (BMLV) versuchten das Bild der USA in Österreich und Europa zu differenzieren, zurechtzurücken und durch persönliche Erfahrungen anzureichern.

Workshops

An den Nachmittagen fanden parallel 8 Workshops statt. Den Integrativworkshop leitete Peter Strutynski (Universität Kassel). Einen breiten Raum nahm die Frage Medien und Krieg ein. 4 Workshops beschäftigten sich mit dieser Thematik. Die Arbeitsgruppe „Medien zwischen Krieg und Frieden“ wurde von der ZDF-Online-Redakteurin Nadine Bilke geleitet, den Workshop „Online Friedensjournalismus“ leitete Andreas Landl (Friedensnews), die Gruppe „Der permanente Krieg im Cyberspace“ wurde von Ronald Tuschl (EPU) geleitet und der freie Journalist Peter Schmidt saß der Arbeitsgruppe „Krieg als Medienereignis?“ vor. Die Gruppe „Die Kunst der Konflikttransformation mit friedlichen Mitteln“ leiteten Gudrun Kramer und Wilfried Graf (ÖSFK). Mit der Frage des Engagements Sozialer Bewegungen beschäftigten sich die Arbeitsgruppen „Pazifismus in und für Europa“ mit Knut Krusewitz (Universität Berlin) und „Emanzipationsperspektiven Europas: Wege aus struktureller Gewalt und Ohnmacht“ mit Nonno Breuss und Judith Sauer (ATTAC). 

Friedensgottesdienst

Mit Kaplan Franz Sieder
 von den ChristInnen für die Friedensbewegung wurde in der Kapelle der Burg Schlaining ein Friedensgottesdienst zelebriert. Unter dem Motto „Brich mit dem Hungrigen dein Brot“ erinnerte Sieder an den 85. Psalm der Bibel: Gerechtigkeit und Friede küssen sich. Sieder schloss die Worte der mit Schlaining eng verbundenen Dorothee Sölle an: Europa braucht das Militär, damit wir das ökonomische Unrechtssystem absichern können. 

Ein Grillabend, ein Filmabend sowie ein über die Jahre zur Legende gewordenes Burgfest mit der Eldis La Rosa Group (Cuba) rundeten die Friedensakademie ab. 

Dokumentation und Akademie 2005

Das Buch zur Akademie erscheint im Herbst 2004 und ist unter aspr.vie@aspr.ac.at bestellbar. Die 22. Sommerakademie findet von 10. – 16. Juli 2005 statt und wird von Bundespräsident Dr. Heinz Fischer eröffnet. 

Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am ÖSFK, Außenstelle Wien und ist inhaltlich und organisatorisch für die Internationale Sommerakademie verantwortlich.
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